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Text 

Grundabtretungen zu Verkehrsflächen bei Abteilungen im Bauland 

§ 17. (1) Bei der Schaffung oder Änderung von Bauplätzen, Baulosen oder Teilen von solchen sind 
die nach Maßgabe der Baulinien zu den Verkehrsflächen entfallenden Grundflächen bei beiderseitiger 
Bebauungsmöglichkeit bis zur Achse der Verkehrsfläche, bei einseitiger Bebauungsmöglichkeit bis zur 
ganzen Breite der Verkehrsfläche, in beiden Fällen aber nur bis zu 20 m, senkrecht zur Baulinie und von 
dieser aus gemessen, gleichzeitig mit der grundbücherlichen Durchführung satz- und lastenfrei in das 
öffentliche Gut zu übertragen; eine Belastung durch Verpflichtungen, die der Herstellung, Erhaltung und 
Benützung öffentlicher Aufschließungsleitungen oder Zwecken des öffentlichen Verkehrs dienen, hindert 
die Übertragung in das öffentliche Gut nicht. Bei Bruchpunkten und bei Eckbildungen erstrecken sich 
diese Verpflichtungen auch auf die zwischen den Senkrechten gelegenen Grundflächen. Sind in den in 
das öffentliche Gut zu übertragenden Grundflächen Versorgungs- oder Entsorgungsleitungen für 
benachbarte Liegenschaften verlegt, hindern diese, sofern nicht öffentliche Interessen entgegenstehen, die 
Übertragung der Grundflächen in das öffentliche Gut nicht und können bis zur Herstellung der 
öffentlichen Versorgungs- oder Entsorgungsleitungen belassen werden. Über Auftrag der Behörde ist der 
jeweilige Eigentümer des anliegenden Bauplatzes oder Bauloses oder von Teilen eines solchen weiters 
verpflichtet, diese Grundflächen lastenfrei und geräumt der Stadt Wien zu übergeben; bis zur Übergabe 
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steht dem jeweiligen Eigentümer des mit der Übergabeverpflichtung belasteten Bauplatzes oder Bauloses 
oder von Teilen eines solchen das Nutzungsrecht zu. Die Abtretungsverpflichtung entfällt, wenn eine im 
Eigentum eines Dritten stehende Grundfläche gegen Entschädigung (Abs. 5) abzutreten wäre. 

(2) Die über das obige Ausmaß zu den Verkehrsflächen entfallenden Grundflächen sind über Auftrag 
der Behörde an die Gemeinde in der bestehenden Höhenlage abzutreten und ihr zu übergeben. 

(3) In Gartensiedlungsgebieten sind die Aufschließungswege innerhalb einer Anlage bei 
beiderseitiger Bebauungsmöglichkeit bis zur Achse der Verkehrsfläche, bei einseitiger 
Bebauungsmöglichkeit bis zur ganzen Breite, senkrecht zur Achse und von dieser aus zu den seitlichen 
Grenzen der Baulose gemessen, gleichzeitig mit der grundbücherlichen Durchführung in selbständige 
Trennstücke zu legen. Bei Unstetigkeiten der Achse und bei Bruchpunkten erstreckt sich diese 
Verpflichtung auch auf die zwischen den Senkrechten gelegenen Grundflächen. 

(4) Soweit die Verpflichtung zur Übertragung in das öffentliche Gut gemäß Abs. 1 besteht, sind 
hiebei entlang der Baulinien unbeschadet des Abs. 5 unentgeltlich abzutreten: 

 a) alle zu den neuen Verkehrsflächen entfallenden Grundflächen, wobei als neue 
Verkehrsflächen solche anzusehen sind, an die nach Maßgabe des festgesetzten 
Bebauungsplanes erstmals angebaut werden soll, 

 b) die zur Verbreiterung bestehender Verkehrsflächen entfallenden Grundflächen bei Abteilung 
einer Grundfläche, die bisher unbebaut war und als Bauplatz beziehungsweise als Baulos noch 
nicht behördlich genehmigt worden ist. 

(4a) Kann der Verpflichtung zur Übertragung von Grundflächen in das öffentliche Gut gleichzeitig 
mit der Grundabteilung nicht oder nicht zur Gänze entsprochen werden, weil sie im Eigentum eines 
Dritten stehen, gilt die Abtretungsverpflichtung als erfüllt, wenn der Abteilungswerber an die Gemeinde 
eine Geldleistung in der Höhe des vollen Grundwertes (§ 57 Abs. 3) sowie einen angemessenen Beitrag 
zu den Kosten, die der Gemeinde im Rahmen des Grundabteilungsverfahrens erwachsen, entrichtet. Zur 
Festsetzung dieser Geldleistung hat die Behörde das Gutachten eines Sachverständigen einzuholen. Diese 
Leistung ist durch Bescheid vorzuschreiben und innerhalb von drei Monaten nach Zustellung dieses 
Bescheides zu entrichten; § 59 Abs. 8 gilt sinngemäß. Die Entrichtung dieser Leistung bildet eine 
Voraussetzung für die Erteilung der Abteilungsbewilligung; hievon kann die Behörde Abstand nehmen, 
wenn die Einbringlichkeit außer Zweifel steht. 

(4b) Wird eine Abteilungsbewilligung unwirksam (§ 20), so steht ein Anspruch auf zinsenfreie 
Erstattung der entrichteten Geldleistung zu. Dieser Anspruch ist spätestens bis zum Ablauf des 
Kalenderjahres geltend zu machen, das auf das Unwirksamwerden der Abteilungsbewilligung folgt. 
Anspruchsberechtigt ist der Abteilungswerber. Andere Personen können diesen Anspruch nur geltend 
machen, wenn sie nachweisen, dass er auf sie übergegangen ist. 

(5) Beträgt die abzutretende Grundfläche mehr als 30 vH des zu schaffenden Bauplatzes oder 
Bauloses, ist für das darüber hinausgehende Ausmaß sowie für alle übrigen abzutretenden und nicht von 
Abs. 4 erfassten Grundflächen von der Gemeinde Entschädigung zu leisten. Hiebei finden die 
Bestimmungen der §§ 57 und 58 Anwendung. Wird in weiterer Folge ein bestehender Bauplatz oder ein 
bestehendes Baulos so verändert, dass das Ausmaß der unentgeltlichen Abtretungsverpflichtung größer 
wäre als es bei der erstmaligen Schaffung des Bauplatzes oder Bauloses war, ist die von der Gemeinde 
geleistete Entschädigung in der Höhe des vollen Grundwertes anteilsmäßig an diese rückzuerstatten. 
Sofern bei der erstmaligen Schaffung des Bauplatzes oder Bauloses von der Gemeinde keine 
Entschädigung zu leisten war, weil die Abtretungsverpflichtung gemäß Abs. 1 letzter Satz entfallen ist, 
entsteht eine anteilsmäßige Verpflichtung zur unentgeltlichen Abtretung in das öffentliche Gut; § 17 
Abs. 4a findet Anwendung. 

(6) Über Auftrag der Behörde ist auf den nach Abs. 1 und 4 in das öffentliche Gut übertragenen 
Grundflächen die festgesetzte Höhenlage vermindert um das Maß der Tiefe des jeweiligen Körpers der 
Verkehrsfläche herzustellen. Mit diesem Auftrag ist diese Höhenlage von der Behörde bekanntzugeben. 
Die Höhenlageherstellung hat auf Grundflächen, die unentgeltlich in das öffentliche Gut zu übertragen 
sind, auf Kosten des Verpflichteten zu erfolgen; darüber hinaus steht dem Verpflichteten ein 
angemessener Kostenersatzanspruch gegen die Gemeinde zu. Wenn die Herstellung der Höhenlage eine 
Anschüttung erfordert, ist zweckentsprechendes Material zu verwenden und dieses sachgemäß zu 
verdichten. Die Herstellung der Höhenlage ist so vorzunehmen, dass der Anschluss zu den anliegenden 
Grundstücken auf diesen in geeigneter Form (Böschungen, Stützmauern, Futtermauern u. ä.) so 
hergestellt wird, dass bei widmungsgemäßer Benützung der Verkehrsflächen und der anliegenden 
Grundflächen die auf diese wirkenden Kräfte in den Boden ohne Senkungen in einem technisch nicht 
vertretbaren Ausmaß abgeleitet werden. Die Höhenlage von Trennstücken der Aufschließungswege in 
Gartensiedlungsgebieten ist unter möglichster Anpassung an die Höhenlage der angrenzenden Teilflächen 
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der Baulose einheitlich so herzustellen, zu befestigen und zu erhalten, dass die Aufschließungswege 
gefahrlos benützt werden können; im übrigen gelten die Bestimmungen für die Herstellung der 
Höhenlage von Verkehrsflächen im öffentlichen Gut. 

(7) Bei Erteilung des Auftrages zur Übergabe der Verkehrsflächen kann der zur Herstellung der 
Höhenlage Verpflichtete verlangen, dass die Gemeinde auf seine Kosten die Höhenlage herstellt. 

(8) Aus verkehrs- und bautechnischen Gründen kann die Behörde bestimmen, dass die Höhenlage 
von der Gemeinde selbst hergestellt wird; in diesem Falle hat der Verpflichtete der Gemeinde die 
Herstellungskosten zu ersetzen. 
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